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Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Arbeitslosenversiche­
rungsgesetz, das Arbeitsmarktförde­
rungsgesetz und das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz geändert 
werden. 

Wien 

20. 5. 1986 

Die österreichische Ärztekammer erlaubt sich zu dem oben ange­

führten Gesetzesentwurf folgende Stellungnahme abzugeben: 

§ 61 Arbeitslosenversicherungsgesetz regelt den Arbeitslosenver­

sicherungsbeitrag. Im Abs. 8 dieses Paragraphen ist die Beitrags­

zahlung für Selbstversicherte nach den Vorschriften des ASVG ge­

regelt. In diese Gruppe von Versicherten fallen diejenigen Ärzte, 

die nach Abschluß der·universitären Ausbildung ohne Begründung 

eines Dienstverhältnisses die postpromotionelle Ausbildung be­

ginnen und durch keinen anderen Tatbestand der Versicherung unter­

liegen. Diese Selbstversicherten haben den Arbeitslosenversiche­

rungsbeitrag dem zuständigen Krankenversicherungsträger einzu­

zahlen. 

Durch die Schaffung der Neuregelung für Lehrlinge, für die kein 

Beitrag zur Arbeitslosenversicherung zu leisten ist, obwohl sie 

dem Arbe i tslosenversicherungsschutz unter liegen, stellt' sich für 

die österreichische Ärztekammer die Frage, ob nicht auch für die 
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obgenannte Gruppe von Ärzten eine derartige Beitragsfreistellung 

zweckdienlich wäre. Die österreichische Ärztekammer stellt daher 

den Antrag, die erwähnte Ärztegruppe vom Beitrag freizustellen. 

Außerhalb der vorliegenden Novelle wird noch zu § 12 Abs. 3 

lit. f und Abs. 4 eine einheitliche Regelung vorgeschlagen. Es 

betrifft wiederum die bereits beschriebene Gruppe von Ärzten. 

§ 12 Abs. 3 lit. f bestimmt, daß derjenige, der in einer Schule 

oder in einem geregelten Lehrgang - so als ordentlicher Hörer 

einer Hochschule, als Schüler einer Fachschule oder einer mitt­

leren Lehranstalt - ausgebildet wird, oder ohne, daß ein Dienst­

verhältnis vorliegt, sich e1ner praktischen Ausbildung unterzieht, 

nicht als arbeitslos gilt. 

Abs. 4 räumt dann dem Arbeitsamt das Ermessen ein, in Ausnahme­

fällen die derart Betroffenen in den Genuß einer Arbeitslosen­

unterstützung kommen zu lassen. Diese Vorgangsweise ist jedoch 

mit der Unsicherheit der individuellen Entscheidung des jeweiligen 

Arbeitsamtes belastet. 

Es wird daher seitens der österreichischen Ärztekammer gefordert, 

daß diejenigen Ärzte, die ihre Ausbildung ohne Begründung eines 

Dienstverhältnisses beginnen und die restlichen Kriterien zur 

Beanspruchung der Arbeitslosenversicherung erfüllen, generell 

einen Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung besitzen. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme wurden dem Präsidium des 

Nationalrates zugeleitet. 
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